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Schriftliche Erklärung zur internationalen Adoption in Rumänien

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 116 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die Achtung der Grundrechte zu den Kriterien für den Beitritt zur 
Europäischen Union gehört,

B. in der Erwägung, dass das von Rumänien ratifizierte Haager Übereinkommen über die 
internationale Adoption für die Bekämpfung des Handels mit Kindern unerlässliche 
Schutzvorschriften vorsieht und dem Wohl des Kindes Vorrang einräumt,

C. in der Erwägung, dass die rumänischen Behörden im Juni 2001 ein Moratorium für 
internationale Adoptionen verkündet haben, an dessen Stelle seit dem 1. Januar 2005 ein 
Gesetz über den Schutz der Kindheit getreten ist,

D. in der Erwägung, dass dieses Moratorium rückwirkend ab dem 1. Dezember 2000 galt und 
somit die Prüfung mehren tausend Adoptionsanträge abrupt unterbrochen wurde,

E. in der Erwägung, dass zwischen den von den Anträgen betroffenen Kindern und ihren 
künftigen Adoptivfamilien bereits seit langem Kontakte bestanden hatten und diese 
Kinder sich infolge des Moratoriums zum zweiten Mal in einer Situation des 
Verlassenwerdens befanden,

F. in der Erwägung, dass das Europäische Parlament in Ziffer 23 seiner am 15. Dezember 
2005 angenommenen Entschließung zu dem Stand der Beitrittsvorbereitungen Rumäniens 
die rumänische Regierung aufgefordert hat, "die Anträge auf internationale Adoption zu 
regeln, die während des Moratoriums vom Juni 2001 eingereicht wurden", 

G. in der Erwägung, dass die rumänische Regierung dieser Aufforderung bisher nicht 
nachgekommen ist,

1. fordert die rumänischen Behörden auf, die Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
gebührend zu berücksichtigen, demzufolge die Prüfung der unerledigten Akten zum Wohl 
der Kinder wieder aufzunehmen und internationale Adoptionen, sowiet diese als sinnvoll 
erachtet werden, zu genehmigen;

2. beauftragt seinen Präsidenten, diese Erklärung mit den Namen der Unterzeichner der 
rumänischen Regierung, dem Rat und der Kommission zu übermitteln.


